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Pfäffikon, 08. September 2026 

 
 
Vernehmlassung:  
Änderung des Einführungsgesetzes zum Bundesgesetz über die Krankenversi-
cherung betreffend Einführung der einheitlichen Finanzierung von ambulanten 
und stationären Gesundheitsleistungen (EFAS) in der obligatorischen Kranken-
pflegeversicherung 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir bedanken uns für die Einladung zur Vernehmlassung betreffend der oben genannten Teil-
revision.  
 

Grundsätzliche Würdigung der Vorlage 

 
In der Volksabstimmung vom November 2024 hat die Schweizer Stimmbevölkerung entschie-
den, dass die Kantone sich zukünftig mit einem einheitlichen Prozentsatz nicht nur wie bisher 
an den stationären, sondern neu auch an den ambulanten Gesundheitskosten beteiligen. Mit 
der vorliegenden Revision will der Regierungsrat diesen Kantonsanteil lediglich auf das vom 
Bund geforderte Minimum von 24.5% der Kosten festlegen. Der ganze Rest will er die Versi-
cherten über die Krankenkassenprämien bezahlen lassen.  
 
Als SP Kanton Schwyz opponieren wir gegen diese ungenügende Aufteilung. Wir fordern, dass 
sich der Kanton Schwyz nicht nur mit dem Mindestprozentsatz an den Gesundheitskosten be-
teiligt, sondern einen deutlich höheren Anteil der Kosten übernimmt.    
 
So sind die steigenden Krankenkassenprämien mit Abstand die grösste Sorge der Schwyzer 
Bevölkerung. Mit einem höheren Kantonsanteil kann die Prämienlast für die gesamte Bevöl-
kerung direkt und effizient gesenkt werden. Gleichzeitig ermöglicht er, das überschüssige Ei-
genkapital des Kantons Schwyz abzubauen und der Bevölkerung zurückzugeben. 
 
 
Anträge und Bemerkungen zu den einzelnen Gesetzesbestimmungen 
 
 
§ 4 Beteiligung 
Der Kanton Schwyz beteiligt sich an der Finanzierung der Kosten der Leistungen nach der Kran-
kenversicherungsgesetzgebung mit dem Mindestprozentsatz mindestens 30%. 
 
 
Begründung:  
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Es ist zu erwarten, dass die Krankenkassenprämien weiter deutlich steigen werden. Dem kann 
der Kanton Schwyz mit der Übernahme eines höheren Kostenanteils entgegenwirken. Die Be-
lastung der Haushalte über die progressiven Steuern ist viel sozialverträglicher, als die Belas-
tung über die unsozialen Kopfprämien der Krankenkassen.  
 
Der Kanton Schwyz kann sich seinen Nachbarkanton Zug als Beispiel nehmen, der seine Bevöl-
kerung in den kommenden Jahren bei den Gesundheitskosten deutlich entlastet. Die finanzi-
ellen Mittel dafür sind auch im Kanton Schwyz vorhanden. 
 
Die Festlegung des Kantonsanteils auf 30% statt den minimalen 24.5% wird die Kantonskasse 
rund 45.5 Millionen Franken zusätzlich kosten. Das ist angesichts seines überhöhten Eigenka-
pitals für den Kantons Schwyz finanziell problemlos tragbar und entlastet die Bevölkerung 
massgeblich. 
 
Ein Hauptargument für die einheitliche Finanzierung von ambulanten und stationären Ge-
sundheitskosten war stets, dass eine Kostendämpfung erfolgen werde, da die Fehlanreize in 
der Finanzierung behoben würden und somit mehr günstigere ambulante statt teurer statio-
närer Behandlungen durchgeführt würden. Es ist nun wichtig, dass diese Kostendämpfung 
auch tatsächlich bei der Bevölkerung ankommt.  
 
Die SP Kanton Schwyz wird genau beobachten, wie sich die kantonale Beteiligung auf die Prä-
mien auswirkt.  
 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 
 
Freundliche Grüsse 
Sozialdemokratische Partei Kanton Schwyz 
 
 
 
 
Karin Schwiter    Jana Spielmann 
Präsidentin    Partei- und Fraktionssekretärin 
 
    
 


